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Positionspapier des Netzwerks gegen Kinderarmut 

AG Bildung für 2025 

Das Netzwerk gegen Kinderarmut AG Bildung setzt sich für eine umfassende und nachhaltige 
Verbesserung der Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen, insbesondere aus benach-
teiligten Verhältnissen, ein. Im Zentrum unserer Forderungen steht die langfristige Sicherstel-
lung und Erweiterung von Schulsozialarbeit in allen Regionen sowie die Schaffung einer ge-
setzlichen Grundlage zur Verankerung der Schulsozialarbeit als festen Bestandteil des Bil-
dungssystems. Darüber hinaus fordern wir die Erweiterung der Anspruchsberechtigten für 
Lernmittelentlastung und die gezielte Förderung von Austauschprogrammen, insbesondere 
für Schüler:innen aus Sekundar- und Förderschulen. Weitere wesentliche Anliegen umfassen 
die Bereitstellung von Trinkbrunnen an Schulen und Kitas, die Unterstützung von jungen Men-
schen beim Übergang von Schule in den Beruf, sowie die Verbindung von Schule und Berufs-
welt, um Schulabbrüche zu vermeiden. Zudem wollen wir die Schaffung von multiprofessio-
nellen Teams zur individuellen Betreuung von Schüler:innen und den Ausbau von Praktikums-
möglichkeiten, insbesondere in sozialen Berufen, vorantreiben. Ein weiteres wichtiges Thema 
ist die Sicherstellung von Freitischen in Schulen, um allen Schüler:innen gleichwertige Chancen 
auf gesunde Mahlzeiten zu bieten. 

1. Fortführung der Schulsozialarbeit in allen Regionen sichern! (und Erweiterung) 

Das Ziel, die Schulsozialarbeit in allen Regionen langfristig zu sichern und gegebenenfalls aus-
zubauen, erfordert eine nachhaltige Finanzierung, die bis mindestens 2027/2028 garantiert 
werden muss. Es ist notwendig, die erforderlichen Mittel in Höhe von 380 Millionen Euro sowie 
zusätzliche 85 Millionen, 14 Millionen und 4 Millionen Euro abzurufen. Aktuell werden noch 
Petitionen und ein Antrag im Ausschuss für Bildung sowie im Ausschuss für Soziales, Arbeit, 
Gesundheit und Gleichstellung behandelt, um dieses Ziel weiter voranzutreiben. 

Weiteres Vorgehen: 

• Es muss weiterhin auf ein eigenes Landesprogramm hingearbeitet werden, da die EU-
Mittel (ESF) unsicher sind und es unklar ist, was passiert, wenn diese irgendwann ent-
fallen. 

• Eine gesetzliche Klärung muss erfolgen: Ein Prüfauftrag wurde von Monika Hohmann 
an den Gesetzgebungs- und Beratungsdienst gegeben, um zu prüfen, ob ein Landes-
programm und ein ESF-Projekt gleichzeitig existieren können und ob dies rechtskon-
form ist. 
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Ziel: Bestands- und Finanzierungssicherheit für alle derzeitigen Stellen der Schulsozialarbeit. 

 

2. Fortschreibung eines Landesprogramms zur Schulsozialarbeit 

Die Fortschreibung des Programms ist unerlässlich, um den Ausbau der Schulsozialarbeit in 
allen Regionen des Landes weiter zu sichern. 

Weiteres Vorgehen:  

• Durchführung einer umfassenden Analyse der bisherigen Erfolge und Herausforderun-
gen des bestehenden Programms. 

• Einbeziehung von Schulen, Schulträgern und Fachkräften in die Auswertung und Wei-
terentwicklung des Programms. 

• Sicherstellung der notwendigen finanziellen Mittel für die Fortführung und den Ausbau 
der Schulsozialarbeit. 

• Anpassung der gesetzlichen Rahmenbedingungen, um eine flächendeckende und lang-
fristige Sicherstellung der Schulsozialarbeit zu gewährleisten. 

• Verstärkung der Zusammenarbeit mit anderen sozialen Einrichtungen und Netzwerken 
zur Unterstützung der Schulsozialarbeit. 

Ziel: Das Ziel der Fortschreibung des Landesprogramms ist es, die Schulsozialarbeit flächende-
ckend in allen Regionen des Landes anzubieten und kontinuierlich zu erweitern, sodass jedes 
Kind und jeder Jugendliche Zugang zu einer qualifizierten sozialpädagogischen Unterstützung 
erhält. Dies soll dazu beitragen, schulische Benachteiligungen zu verringern, den Bildungsweg 
zu stabilisieren und die soziale Integration zu fördern. 

 

3. Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung und der Verortung der Schulsozialarbeit 

Es bedarf einer gesetzlichen Verankerung der Schulsozialarbeit als festen Bestandteil der schu-
lischen Infrastruktur, um eine dauerhafte und verlässliche Unterstützung für Schülerinnen und 
Schüler zu gewährleisten. Eine gesetzliche Regelung sichert die Finanzierung, sorgt für Klarheit 
über Zuständigkeiten und schafft die notwendige rechtliche Grundlage, damit Schulsozialar-
beit langfristig und flächendeckend in allen Schulen integriert werden kann. Nur durch eine 
verbindliche gesetzliche Regelung kann die Schulsozialarbeit als unverzichtbarer Bestandteil 
des Bildungssystems etabliert werden, um Benachteiligungen auszugleichen und die Chancen-
gleichheit aller Schüler:innen zu fördern. 

Weiteres Vorgehen: 

• Initiierung eines Gesetzesvorschlags zur verbindlichen Verankerung der Schulsozialar-
beit im Bildungs- und Sozialgesetz. 

• Prüfung der rechtlichen Rahmenbedingungen und Anpassung bestehender Gesetzes-
lücken zur klaren Zuordnung der Zuständigkeiten für Schulsozialarbeit. 

• Abstimmung mit relevanten Ministerien (Bildung, Soziales, Jugend) sowie Fachverbän-
den, um eine breite Unterstützung und Konsens für die gesetzliche Regelung zu errei-
chen. 
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• Einbindung von Schulträgern und schulischen Fachkräften in den Gesetzgebungspro-
zess, um praktische Anforderungen und Bedürfnisse der Schulsozialarbeit in die Rege-
lung einfließen zu lassen. 

• Entwicklung eines verbindlichen Finanzierungskonzepts, das die Schulsozialarbeit 
nachhaltig absichert und ihre Ausweitung ermöglicht. 

Ziel ist die langfristige Verankerung der Schulsozialarbeit als integraler Bestandteil der schuli-
schen Infrastruktur, um eine dauerhafte und stabile Absicherung sozialpädagogischer Unter-
stützung zu gewährleisten, die nicht von politischen oder finanziellen Schwankungen abhängig 
ist. 

 

4. Erweiterung der Anspruchsberechtigten der Lernmittelentlastung für Bezieher:innen von 
Wohngeld und Kindergeldzuschlag 

Die Erweiterung der Anspruchsberechtigten der Lernmittelentlastung zielt darauf ab, die fi-
nanzielle Entlastung für Familien mit geringem Einkommen zu vergrößern. Insbesondere sollen 
Bezieher:innen von Wohngeld und Kindergeldzuschlag in den Kreis der Anspruchsberechtigten 
aufgenommen werden, um die Bildungsungleichheit zu verringern und allen Kindern den glei-
chen Zugang zu Lernmaterialien zu ermöglichen. Dieser Schritt ist eine notwendige Anpassung, 
um die Chancengleichheit im Bildungssystem weiter zu fördern und die soziale Teilhabe für 
benachteiligte Familien zu verbessern. 

Weiteres Vorgehen: 

• Der Antrag zur Erweiterung der Anspruchsberechtigten wird aktuell bearbeitet und be-
findet sich im Ausschuss für Bildung. 

• Eine Klärung mit der Landesdatenschutzbeauftragten wird angestrebt, um sicherzustel-
len, dass die geplante Erweiterung der Anspruchsberechtigten rechtskonform ist und 
datenschutzrechtliche Vorgaben erfüllt. 

Ziel ist die Erweiterung der Anspruchsberechtigten der Lernmittelentlastung auf Bezieher:in-
nen von Wohngeld und Kindergeldzuschlag, um eine gerechte und bedarfsorientierte Unter-
stützung für alle Familien mit geringem Einkommen zu gewährleisten und damit die Chancen-
gleichheit im Bildungssystem zu stärken. 

 

5. Gezielte Förderung des europäischen Schüleraustauschs für Schülerinnen und Schüler aus 
Sekundar- und Förderschulen 

Die gezielte Förderung des europäischen Schüleraustauschs für Schülerinnen und Schüler aus 
Sekundar- und Förderschulen ist ein wichtiger Schritt, um den internationalen Austausch und 
das interkulturelle Lernen für benachteiligte Schülergruppen zu ermöglichen. Diese Pro-
gramme bieten nicht nur wertvolle Bildungs- und persönliche Entwicklungsmöglichkeiten, son-
dern tragen auch dazu bei, die soziale Integration und das Verständnis für andere Kulturen zu 
fördern. Ein besonderer Fokus liegt darauf, diese Schülergruppen finanziell zu entlasten, damit 
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die Teilnahme am Austauschprogramm für alle Schülerinnen und Schüler unabhängig von ihrer 
finanziellen Situation möglich ist. 

Weiteres Vorgehen: 

• Ein Antrag der Fraktion Die Linke wurde bereits im Landtag eingebracht und behandelt. 
Die Antwort der Landesregierung liegt seit dem 26.09.24 vor. 

• Der Antrag wird im Januar 2025 im Plenum weiter behandelt, um konkrete Maßnah-
men und finanzielle Fördermöglichkeiten zu beschließen. 

Ziel ist die gezielte Förderung von Austauschprogrammen für benachteiligte Schülergruppen 
aus Sekundar- und Förderschulen, verbunden mit einer finanziellen Entlastung bei der Eigen-
beteiligung. Dadurch sollen allen Schülerinnen und Schülern, unabhängig von ihrer finanziellen 
Lage, die Chancen eines internationalen Austauschs eröffnet werden, um ihre Bildungs- und 
sozialen Perspektiven zu erweitern. 

 

6. Unterstützung des Landes bei der Bereitstellung von Trinkbrunnen an Kitas, Schulen und 
Horten 

Die Unterstützung des Landes bei der Bereitstellung von Trinkbrunnen an Kitas, Schulen und 
Horten zielt darauf ab, die Wasserversorgung für Kinder und Jugendliche in Bildungseinrich-
tungen zu verbessern. Trinkbrunnen tragen nicht nur zur Förderung der Gesundheit bei, indem 
sie den Zugang zu frischem Wasser erleichtern, sondern unterstützen auch das Wohlbefinden 
und die Leistungsfähigkeit der Schülerinnen und Schüler. Die Bereitstellung von Trinkbrunnen 
ist ein wichtiger Schritt zur Förderung von gesunden Gewohnheiten und zur Sicherstellung ei-
ner ausreichenden Flüssigkeitszufuhr im Schulalltag. 

Weiteres Vorgehen: 

• Gespräche mit den Wasser- und Abwasserversorgern MIDEWA und LVG haben bereits 
stattgefunden, um die praktischen Aspekte der Bereitstellung von Trinkbrunnen zu klä-
ren. 

• Ein Schreiben an das Ministerium für Bildung (MB) und das Ministerium für Soziales 
(MS) wird vorbereitet, um die Bereitstellung von Trinkbrunnen in Kitas, Schulen und 
Horten landesweit zu fördern und umzusetzen. 

Ziel ist die flächendeckende Bereitstellung von Trinkbrunnen an Kitas, Schulen und Horten, um 
allen Kindern und Jugendlichen einen einfachen Zugang zu frischem Wasser zu ermöglichen. 
Dies soll nicht nur die Gesundheit und das Wohlbefinden fördern, sondern auch zu einer ver-
besserten Lernumgebung beitragen. 

 

7. Unterstützung von jungen Menschen mit schwierigen Startbedingungen beim Übergang 
von Schule zu Beruf 
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Die Unterstützung von jungen Menschen mit schwierigen Startbedingungen beim Übergang 
von Schule zu Beruf ist entscheidend, um soziale Ungleichheiten zu verringern und die beruf-
liche Integration von benachteiligten Jugendlichen zu fördern. Das Programm BRAFO des Lan-
des leistet bereits einen wichtigen Beitrag, indem es benachteiligte Jugendliche mit prakti-
schen und individuellen Förderangeboten beim Übergang in die Arbeitswelt unterstützt. Dar-
über hinaus wird angestrebt, das Konzept des produktiven Lernens ins Regelsystem zu über-
führen. Diese Maßnahme ermöglicht es Jugendlichen, durch praxisorientiertes Lernen ihre be-
ruflichen Fähigkeiten zu entwickeln und die Lücke zwischen schulischer Ausbildung und Ar-
beitsmarkt zu schließen. 

Weiteres Vorgehen: 

1. Das Kooperation zu dem bestehenden Programm BRAFO wird initiiert und ausgebaut 
um noch mehr benachteiligte Jugendliche zu erreichen. 

2. Es wird darauf hingewirkt, dass Konzepts des produktiven Lernens in das reguläre Bil-
dungssystem integriert wird, sodass alle Jugendlichen von dieser praxisorientierten 
Lernmethode profitieren können. 

Ziel ist die langfristige Unterstützung von jungen Menschen mit schwierigen Startbedingungen 
beim Übergang von der Schule in den Beruf, insbesondere durch die Verstärkung bestehender 
Programme wie BRAFO und die Integration des produktiven Lernens ins Regelsystem. Dadurch 
soll die berufliche Integration dieser Jugendlichen verbessert und ihre Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt deutlich erhöht werden. 

 

8. Frühzeitige und zielgerichtete Verbindung von Schule und Berufswelt als wichtiger Bau-
stein zur Vermeidung von Schulabbrüchen 

Die frühzeitige und zielgerichtete Verbindung von Schule und Berufswelt ist ein wesentlicher 
Baustein zur Vermeidung von Schulabbrüchen, insbesondere bei den sogenannten „NEETs“ 
(Not in Education, Employment or Training). Es ist entscheidend, Jugendlichen bereits während 
ihrer Schulzeit praxisorientierte Erfahrungen und Perspektiven auf den Arbeitsmarkt zu bieten. 
Ein Fachtag am 17.09.24 hat bereits stattgefunden, bei dem konkrete Handlungsansätze und 
Maßnahmen zur Bekämpfung von Schulabbrüchen erarbeitet wurden. Ein Forderungskatalog 
wird erstellt, um die Verbindung zwischen schulischer Ausbildung und beruflicher Integration 
zu stärken und junge Menschen frühzeitig zu motivieren, ihre Bildungslaufbahn erfolgreich 
fortzusetzen. 

Weiteres Vorgehen: 

• Ein Forderungskatalog zur Bekämpfung von Schulabbrüchen wird erstellt und in die po-
litische Diskussion eingebracht. 

• Es wird geprüft, wie bestehende Programme wie das „Produktive Lernen“ und Prakti-
kumsangebote verstärkt in den Schulalltag integriert werden können, um Jugendlichen 
praxisnahe berufliche Perspektiven zu bieten. 
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Ziel ist, eine frühzeitige und zielgerichtete Verbindung von Schule und Berufswelt zu schaffen, 
um Schulabbrüche, insbesondere bei den NEETs, zu verhindern. Durch die Stärkung von pra-
xisorientierten Lernangeboten und die Förderung von Kooperationen zwischen Schulen, Be-
trieben und anderen Bildungseinrichtungen soll eine nachhaltige berufliche Integration von 
Jugendlichen ermöglicht werden. 

 

9. Multiprofessionelle Teams zur individuellen Betreuung von Schüler:innen 

Die bestehenden Konzepte zur Unterstützung von Schüler:innen müssen erweitert werden, 
insbesondere durch den Einsatz von multiprofessionellen Teams. Diese Teams sollen eine ganz-
heitliche und individuelle Betreuung von Schüler:innen gewährleisten, um Schulabsentismus 
und -abbruch frühzeitig zu verhindern. Die multiprofessionellen Teams, die aus Lehrkräften, 
Schulsozialarbeiter:innen, Psycholog:innen, Sonderpädagog:innen und weiteren Fachkräften 
bestehen, sollen gemeinsam an der Förderung von Schüler:innen arbeiten. Dazu gehört auch 
die Integration von Frühförderung, die eine frühzeitige Unterstützung für Kinder und Jugend-
liche bietet, die besondere Hilfe benötigen. Der Fokus liegt auf der Stärkung von sozialen und 
emotionalen Kompetenzen sowie der individuellen Förderung, um die Schüler:innen in ihrer 
schulischen und persönlichen Entwicklung zu unterstützen. 

Weiteres Vorgehen: 

• Die Konzeption und Implementierung von multiprofessionellen Teams an Schulen wird 
weiterentwickelt und flächendeckend ausgebaut. 

• Fortbildung und Schulung der beteiligten Fachkräfte, um die Zusammenarbeit und 
Kommunikation innerhalb der Teams zu optimieren. 

• Sicherstellung der benötigten finanziellen und organisatorischen Ressourcen für die 
Einführung und den Betrieb der Teams an Schulen. 

• Zusammenarbeit mit Jugendämtern, Sozialdiensten und anderen relevanten Instituti-
onen, um eine umfassende Unterstützung der Schüler:innen zu gewährleisten. 

• Evaluation der Wirksamkeit dieser Teams und Anpassung der Konzepte nach Bedarf, 
um eine langfristige Stabilität und Effektivität zu sichern. 

Ziel ist die flächendeckende Einführung und Etablierung von multiprofessionellen Teams an 
Schulen, die eine individuelle, bedarfsgerechte Unterstützung für Schüler:innen bieten. Durch 
die enge Zusammenarbeit verschiedener Fachkräfte und die Integration von Frühförderung 
soll Schulabsentismus und -abbruch entgegengewirkt werden, und jeder Schüler sowie jede 
Schülerin soll die bestmögliche Unterstützung auf dem Bildungsweg erhalten. 

 

10. Ausbau von freiwilligen Praktika und Unterstützung mit einer Praktikumsprämie für 
Schülerpraktika (insbesondere in Sozialberufen) 

Der Ausbau von freiwilligen Praktika und die Unterstützung durch eine Praktikumsprämie für 
Schülerpraktika, insbesondere in Sozialberufen, sollen den Zugang zu praktischen Erfahrungen 
und beruflicher Orientierung erleichtern. Seit 2024 gibt es bereits Praktikumsprämien im 
Handwerk und in der Landwirtschaft, um junge Menschen für eine berufliche Ausbildung in 
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diesen Bereichen zu motivieren. Dieses erfolgreiche Modell soll nun auf andere Berufsberei-
che, insbesondere soziale Berufe, ausgeweitet werden. Die Praktikumsprämie soll als Anreiz 
dienen, Schüler:innen frühzeitig in Sozialberufe wie Pflege, Erziehung oder soziale Arbeit ein-
zuführen und ihnen die Teilnahme an Praktika zu ermöglichen. Gleichzeitig wird so der Nach-
wuchs in diesen wichtigen Berufen gefördert, die gerade in Zeiten des Fachkräftemangels be-
sonders gefragt sind. 

Weiteres Vorgehen: 

• Die Ausweitung der Praktikumsprämie auf weitere Berufsbereiche, insbesondere Sozi-
alberufe, wird vorbereitet. 

• Zusammenarbeit mit Berufsverbänden und sozialen Einrichtungen wird intensiviert, 
um geeignete Praktikumsplätze zu schaffen. 

• Es wird geprüft, welche finanziellen Mittel für die Erweiterung der Prämien notwendig 
sind und wie diese in die Haushaltsplanungen integriert werden können. 

• Ein Informations- und Sensibilisierungskampagne für Schüler:innen, Lehrer:innen und 
Unternehmen wird entwickelt, um das Bewusstsein für die neuen Praktikumsmöglich-
keiten zu erhöhen. 

• Evaluation der bereits bestehenden Praktikumsprämien und Anpassung des Modells, 
um die Attraktivität und Wirksamkeit weiter zu steigern. 

Ziel ist der Ausbau von freiwilligen Praktika, insbesondere in Sozialberufen, und die Einführung 
einer Praktikumsprämie für Schülerpraktika, um jungen Menschen praxisnahe berufliche Er-
fahrungen zu ermöglichen und den Einstieg in den sozialen Sektor zu fördern. Durch die Aus-
weitung dieses Modells soll der Fachkräftemangel in sozialen Berufen langfristig bekämpft und 
die berufliche Orientierung der Schüler:innen gestärkt werden. 

 

11. Freitische für Schülerinnen und Schüler – Sicherstellung der Umsetzung 

Die Sicherstellung der Umsetzung von Freitischen für Schülerinnen und Schüler ist von zentra-
ler Bedeutung, um allen Kindern einen geregelten Zugang zu gesunden Mahlzeiten während 
der Schulzeit zu ermöglichen. Der aktuelle Entwurf der Schulgesetznovelle sieht jedoch die 
Streichung der Freitische vor, was die Chancengleichheit und das Wohlbefinden der Schülerin-
nen und Schüler beeinträchtigen könnte. Es ist daher notwendig, positive Praxisbeispiele wie 
die Freitische der Stadt Stendal, die erfolgreich umgesetzt werden, zu fördern und als Modell 
für andere Kommunen vorzuschlagen. Diese Initiative zielt darauf ab, Freitische als festen Be-
standteil der schulischen Infrastruktur zu etablieren und bundesweit auszuweiten. 

Weiteres Vorgehen: 

• Die positiven Ergebnisse und Erfahrungen der Freitische in der Stadt Stendal werden 
dokumentiert und als Best-Practice-Beispiel in politischen Gremien vorgestellt. 

• Ein Antrag zur Sicherstellung und Ausweitung der Freitische wird in den entsprechen-
den Ausschüssen und im Landtag eingebracht. 

• Gespräche mit kommunalen Vertretern und dem Ministerium für Bildung werden ge-
führt, um die Einführung von Freitischen auch in anderen Regionen zu ermöglichen. 
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• Öffentlichkeitsarbeit und Aufklärung über die Vorteile von Freitischen für die schuli-
sche Entwicklung und das Wohl der Schülerinnen und Schüler werden verstärkt. 

Ziel ist die Sicherstellung der landesweiten Umsetzung von Freitischen in Schulen und die För-
derung positiver Praxisbeispiele, wie die Freitische in Stendal, als Modell für andere Kommu-
nen. Die Bereitstellung von kostenlosen, gesunden Mahlzeiten soll als ein integraler Bestand-
teil der schulischen Infrastruktur etabliert werden, um die Chancengleichheit zu fördern und 
das Wohlbefinden der Schülerinnen und Schüler zu steigern. 
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Maßnahmeplanung (Jahresübergreifend): 

 

Forderungen aus dem Positionspa-
pier der AG Bildung_Netzwerk gegen 
Kinderarmut 

Bearbeitung im Jahr 2024 & Ausblick 2025 

Fortführung der Schulsozialarbeit in 
allen Regionen sichern! (und Erweite-
rung) 

- Finanzen bis 2027/2028 sicher  380 + 85 + 14 + 4 
nachfragen 

 - Aktuell Petitionen und Anträge im Ausschuss für Bil-
dung und im Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesund-
heit und Gleichstellung. Bemühungen um eigenes 
Landesprogramm müssen bestehen bleiben (ESF-Mit-
tel unsicher)  

- Prüfauftrag im Gesetzgebungs- und Beratungsdienst 
zur gleichzeitigen Existenz von Landesprogramm und 
ESF-Projekt 

Bestandsicherheit für alle derzeitigen 
Stellen der Schulsozialarbeit 

Fortschreibung eines Landespro-
gramms zur Schulsozialarbeit 

Notwendigkeit einer gesetzlichen Re-
gelung und der Verortung 

Erweiterung der Anspruchsberechtig-
ten der Lernmittelentlastung für Be-
zieher von Wohngeld und Kindergeld-
zuschlag 

- In Bearbeitung- Liegt im Ausschuss für Bildung - Klä-
rung mit der Landesdatenschutzbeauftragten 

Gezielte Förderung des europäischen 
Schüleraustauschs für Schülerinnen 
und Schüler aus Sekundar- und För-
derschulen 

- In Bearbeitung: Antrag Fraktion Die Linke einge-
bracht und behandelt (Aprilsitzung Landtag) - GA 
Fraktion Die Linke am 25.06.24 eingereicht (Antwort 
LR seit 26.09.24) - Behandlung der GA im Plenum im 
Januar 2025 
 

Finanzielle Entlastung bei der Eigen-
beteiligung am Schüleraustausch 

Unterstützung des Landes bei der Be-
reitstellung von Trinkbrunnen (Was-
serspender) an Kitas, Schulen und 
Horten 

- Gespräche mit MIDEWA und LVG haben stattgefun-
den  

- Schreiben ans MB und MS werden vorbereitet zur 
Verteilung an Kitas und Schulen 

Junge Menschen mit schwierigen 
Startbedingungen beim Übergang 
Schule-Beruf unterstützen 

- Anträge und Beschlüsse dazu wurden bereits gefasst 
- Land bietet Programme wie BRAFO an - Produktives 
Lernen soll ins Regelsystem übergehen (laut Aus-
schuss für Bildung) 
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Forderungen aus dem Positionspa-
pier der AG Bildung_Netzwerk gegen 
Kinderarmut 

Bearbeitung im Jahr 2024 & Ausblick 2025 

Frühzeitige und zielgerichtete Verbin-
dung von Schule und Berufswelt als 
wichtiger Baustein zur Vermeidung 
von Schulabbruch 

- Betrifft „NEETS“: https://www.bertelsmann-stif-
tung.de/de/publikationen/publikation/did/fakten-
check-neets-abgehaengt-oder-nur-am-abhaengen - 
Fachtag am 17.09.24 stattgefunden, Forderungskata-
log wird aufgestellt & eingebracht 

Multiprofessionelle Teams zur indivi-
duellen Betreuung könnten Schulab-
sentismus und Schulabbruch entge-
genwirken (Frühförderung als Be-
standteil der Teams aufnehmen) 

- Vorhandenes Konzept wird erweitert und soll einge-
bracht werden 

Ausbau des Angebots bzw. der Nut-
zung von freiwilligen Praktika und Un-
terstützung mit einer Praktikumsprä-
mie für Schülerpraktika (Sozialberufe) 

- Praktikumsprämien werden seit 2024 im Handwerk 
und in der Landwirtschaft gezahlt  

- Wird Bestandteil der Haushaltsberatungen 

Freitische erhalten (aktueller Entwurf 
Schulgesetznovelle sieht Streichung 
vor) 

- Best practice Beispiele benennen  

 

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/faktencheck-neets-abgehaengt-oder-nur-am-abhaengen
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/faktencheck-neets-abgehaengt-oder-nur-am-abhaengen
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/faktencheck-neets-abgehaengt-oder-nur-am-abhaengen

